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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Übereinkommen vom 29. April 1958 
über die Hohe See 

(Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 


A. Problem 

Das Übereinkommen ist das Ergebnis langjähriger Bemühungen 
um eine Kodifikation des allgemeinen Völkergewohnheits- 
rechts. Es enthält den Grundsatz der Meeresfreiheit und um- 
schreibt die Hohe See als diejenigen Teile des Meeres, die nicht 
zum Küstenmeer oder zu den inneren Gewässern eines Staates 
gehören. Es behandelt das Recht der Staaten ohne eigene 
Meeresküste auf freien Zugang zum Meer und die Schiffahrt 
auf der Hohen See und sieht Bestimmungen gegen eine Verun- 
reinigung des Meeres vor. 


B. Lösung 

Das Übereinkommen und das Fakultative Unterzeichnungspro- 
tokoll bedürfen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgeset- 
zes der Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zustän- 
digen Körperschaften. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zum Übereinkommen vom 29. April 1958 über die 

Hohe See 

— Drucksache VI/2726 — 


A. Bericht des Abgeordneten Blumenfeld 


Der von der Bundesregierung eingebrachte Ge- 
setzentwurf wurde vom Deutschen Bundestag in sei- 
ner 148. Sitzung am 4. November 1971 dem Aus- 
wärtigen Ausschuß federführend, dem Ausschuß für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen, 
dem Rechtsausschuß und dem Innenausschuß mitbe- 
ratend überwiesen. 

Die Bemühungen um eine zusammenfassende Ko- 
difizierung der in Friedenszeiten geltenden Regeln 
des allgemeinen Seerechts reichen bis in die Zeit 
nach dem Ersten Weltkrieg zurück. Einer 1930 Im 
Flaag auf Einladung des Völkerbundes tagenden 
Konferenz von 48 Staaten gelang es jedoch nicht, 
ein Übereinkommen zu erreichen. 

Durch die Vereinten Nationen wurden diese Be- 
mühungen nach dem Zweiten Weltkrieg wiederauf- 
genommen. Von 1949 bis 1956 erarbeitete die Völ- 
kerrechtskommission der Vereinten Nationen einen 
Entwurf für eine Rechtsordnung der Hohen See und 
des Küstenmeeres als Diskussionsbasis für die yon 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen Ende 
Februar 1957 nach Genf einberufenen Seerechtskon- 
ferenz. Sie umfaßte Vertreter von 86 Staaten, dar- 
unter der Bundesrepublik Deutschland, und beendete 
ihre Arbeiten am 27. April 1958. 

Als Ergebnis der Konferenz wurden das „Über- 
einkommen über die Hohe See" und das „Fakulta- 
tive Unterzeichnungsprotokoll über die obligato- 
rische Beilegung von Streitigkeiten" bei Anwendung 
des Übereinkommens am 29. April 1958 zur Unter- 
zeichnung aufgelegt. Das Übereinkommen und das 


Unterzeichnungsprotokoll wurden von der Bundes- 
republik Deutschland am 30. Oktober 1958 unter dem 
Vorbehalt der Ratifizierung unterzeichnet. 

Das Übereinkommen über die Hohe See ist nach 
der Annahme durch 22 Staaten am 30. September 
1962 in Kraft getreten. Inzwischen ist es durch ins- 
gesamt 45 Staaten ratifiziert worden. Das Fakulta- 
tive Unterzeichnungsprotokoll ist in Kraft getreten 
für 10 Staaten. 

Das Übereinkommen stellt im wesentlichen eine 
Kodifizierung von seerechtlichem Gewohnheitsrecht 
dar. Es definiert den Begriff „Hohe See" (Artikel 1) 
und betont den herkömmlichen Grundsatz der Frei- 
heit der Meere. Das freie Recht der Nutzung der 
See findet seine Grenze dort, wo andere Staaten in 
ihren Rechten beeinträchtigt werden (Artikel 2). Den 
Staaten ohne eigene Meeresküste wird die Möglich- 
keit zum freien Zugang zum Meer gewährleistet 
(Artikel 3). 

Weitere Bestimmungen (Artikel 4 bis 23) behan- 
deln im einzelnen die Schiffahrt auf der Hohen See. 
Artikel 5 fordert, daß zwischen Flaggenstaat und 
Schiff bestimmte Bindungen bestehen müssen; ins- 
besondere muß der Flaggenstaat in Fragen der Ver- 
waltung, der Technik und in sozialen Angelegen- 
heiten effektive Kontrolle über das Schiff, das seine 
Flagge trägt, ausüben. Artikel 8 regelt die Immu- 
nität der Kriegsschiffe auf Hoher See, Artikel 9 
stellt ihnen nicht für Handelszwecke eingesetzte 
Staatsschiffe gleich. Hiergegen haben die Sowjet- 
union und weitere Ostblockstaaten sowie Mexico 
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in einem Vorbehalt erklärt, daß nach ihrer Auffas- 
sung sämtliche Staatsschiffe ohne Unterschied Immu- 
nität genießen müßten. Gegen diesen Vorbehalt 
wird die Bundesrepublik Deutschland zusammen mit 
anderen Staaten bei der Ratifikation des Überein- 
kommens Einspruch erheben. 

Artikel 10 behandelt die Sicherheit der Schiffahrt 
auf der Hohen See, Artikel 11 strafrechtliche und 
disziplinarische Verfolgung von Schiffszusammen- 
stößen und anderen Zwischenfällen auf Hoher See, 
während Artikel 12 sich mit der gegenseitigen 
Hilfeleistung auf See und der Einrichtung von See- 
not-Rettungsdiensten beschäftigt. 

Die Artikel 14 bis 21 regeln die Völkerrechts- 
normen über die Bekämpfung der Seeräuberei, ins- 
besondere auch die Verpflichtung aller Staaten, bei 
der Unterdrückung der Seeräuberei außerhalb der 
nationalen Hoheitsgebiete zusammenzuwirken. 

Von Bedeutung ist weiterhin Artikel 23, der das 
Recht der „Nacheile zur See" behandelt, also die 
Verfolgung eines Schiffes, das gegen die Rechtsord- 
nung eines Staates verstoßen hat, auf die Hohe See, 
insbesondere einzelne bisher umstrittene Fragen des 
Rechts der Nacheile. 

Artikel 24 und 25 enthalten Bestimmungen gegen 
eine Verunreinigung des Meeres. Artikel 26 bis 29 
beschäftigen sich schließlich mit Fragen, die mit 
unterseeischen Kabeln und Rohrleitungen Zusam- 
menhängen. 

In den Artikeln 31 bis 37 sind Schlußbestimmun- 
gen über Unterzeichnung, Ratifikation sowie über 
die Revisionsmöglichkeiten des Übereinkommens 
enthalten. 

Das Fakultative Unterzeichnungsprotokoll über 
die obligatorische Beilegung von Streitigkeiten bin- 
det nur diejenigen Staaten, die es gesondert anneh- 
men. Es sieht vor, daß Streitigkeiten über Aus- 
legung oder Anwendung des Übereinkommens der 
obligatorischen Gerichtsbarkeit des Internationalen 
Gerichtshofs unterliegen, stellt jedoch den Parteien 
auch frei, sich auf ein besonderes Schiedsgericht zu 
einigen. Ferner können die Parteien zunächst ein 
Vergleichsverfahren vereinbaren und erst danach 
die Streitsache beim Internationalen Gerichtshof an- 
hängig machen. 

Für die Bundesrepublik Deutschland wird das 
Protokoll mit dem Inkrafttreten des Übereinkom- 
mens über die Hohe See für alle Streitigkeiten über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkom- 
mens wirksam. 

Von besonderer Bedeutung ist Artikel 2 des Zu- 
stimmungsgesetzes, der die Bundesregierung er- 
mächtigt, durch eine Rechtsverordnung Maßnahmen 


gegen die Verunreinigung des Meeres zu treffen. 
Es handelt sich dabei um die Versenkung von In- 
dustrieabfällen in das Meer („Dumping"). Neben der 
Ratifizierung des Übereinkommens ist diese Ermäch- 
tigung der Kern des Zustimmungsgesetzes. 

Als vor 4 Jahren die Entwurfsarbeiten zu diesem 
Gesetz begannen, gab es noch keine erkennbaren 
internationalen Bemühungen auf diesem Gebiet. Die 
Bundesregierung hat daher die allgemeinen Vor- 
schriften des Artikels 25 zum Anlaß genommen, in 
das Ratifizierungsgesetz eine Ermächtigung aufzu- 
nehmen, mit der diese Materie durch eine Rechts- 
verordnung näher geregelt werden kann, und hat 
diesen Punkt in ihr Umweltschutzprogramm aufge- 
nommen. Inzwischen ist man auch international um- 
weltbewußter geworden. Eine gemeinsame Initiative 
der Nordseeanliegerstaaten im Herbst vorigen Jah- 
res hat innerhalb kurzer Frist zu einem Überein- 
kommen geführt, das schon im einzelnen festlegt, 
welche Stoffe nicht in das Meer versenkt werden 
oder mit Genehmigung oder Auflagen eingebracht 
werden dürfen. Dieses Übereinkommen der An- 
liegerstaaten des Nordostatlantiks (von Portugal bis 
Island) ist im Februar dieses Jahres in Oslo gezeich- 
net worden. Die Bundesregierung wird in Kürze ein 
Zustimmungsgesetz auch zu diesem Übereinkommen 
vorlegen. 

Die in Artikel 2 vorgesehene Ermächtigung ist 
jedoch dadurch nicht etwa überflüssig geworden. 
Zwar ist inzwischen international festgelegt, welche 
Stoffe nicht oder nur bedingt versenkt werden dür- 
fen. Das ist aus Gründen des Wettbewerbs der In- 
dustrie dringend erwünscht. Damit liegt der mate- 
rielle Rahmen fest. Einzelheiten hierzu, insbeson- 
dere das Genehmigungsverfahren sowie die Kon- 
trolle durch die Verwaltungsbehörden müssen jedoch 
in einer Rechtsverordnung geregelt werden. Der 
Wortlaut der Ermächtigung ist so gefaßt, daß er 
auch den Inhalt des „Oslo-Ubereinkommens" deckt. 

Der Auswärtige Ausschuß hat seine Beratungen 
zu dem vorliegenden Gesetzentwurf am 15. Juni 1972 
abgeschlossen. Der Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und das Fernmeldewesen, der Innenaus- 
schuß und der Rechtsausschuß haben die Zustim- 
mung empfohlen. Die von den beiden letztgenann- 
ten Ausschüssen beschlossenen Änderungen bzw. 
Ergänzungen, die im wesentlichen den Vorschlägen 
der Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zur 
Stellungnahme des Bundesrates entsprechen, hat der 
Auswärtige Ausschuß übernommen. 

Namens des Auswärtigen Ausschusses empfehle 
ich dem Hohen Hause, dem Gesetzentwurf in der aus 
der beigefügten Zusammenstellung ersichtlichen Fas- 
sung zuzustimmen. 


Bonn, den 15. Juni 1972 


Blumenfeld 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W2726 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 15. Juni 1972 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder (Düsseldorf) Blumenfeld 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zum Übereinkommen vom 29. April 1958 über die 

Hohe See 

— Drucksache VI 72726 — 


mit den Beschlüssen des Auswärtigen Ausschusses 

(3. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Übereinkommen vom 29. April 1958 
über die Hohe See 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem in New York am 30. Oktober 1958 von der 
Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten 

Übereinkommen vom 29. April 1958 über die 

Hohe See 

und dem ebenfalls in New York am 30. Oktober 1958 
von der Bundesrepublik Deutschland Unterzeich- 
neten 

Fakultativen Unterzeichnungsprotokoll vom 

29. April 1958 über die obligatorische Beilegung 

von Streitigkeiten 

wird zugestimmt. Das Übereinkommen *) und das 
Unterzeichnungsprotokoll *) werden nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Ver- 
hütung der Verunreinigung des Meeres und des 
darüber befindlichen Luftraumes durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, daß Stoffe, die geeignet sind, 
die physikalische, chemische oder biologische Be- 
schaffenheit des Meerwassers, des Meeresbodens 
oder der Luft nachteilig zu verändern, nicht oder 
nur unter bestimmten Voraussetzungen 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Übereinkommen vom 29. April 1958 
über die Hohe See 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Ver- 
hütung der Verunreinigung des Meeres und des 
darüber befindlichen Luftraumes durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, daß Stoffe, die geeignet sind, 
die physikalische, chemische oder biologische Be- 
schaffenheit des Meerwassers, des Meeresbodens 
oder der Luft nachteilig zu verändern, nicht oder 
nur unter bestimmten nachteilige Veränderungen 
aussdiließende Voraussetzungen 


*) unverändert wie Drucksache V 1/27 26 
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Entwurf 

a) von Bord von Schiffen, welche die Bundesflagge 
führen oder im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
beladen worden sind oder 


b) von Anlagen oder Vorrichtungen im Bereich des 
Festlandsockels der Bundesrepublik Deutschland 

in der Hohen See versenkt, dort dem Meerwasser 
beigemengt oder auf andere Weise beseitigt wer- 
den dürfen. 

(2) Für die Durchführung von Vorschriften, die 
auf Grund von Absatz 1 erlassen werden, ist das 
Deutsche Hydrographische Institut zuständig. 

(3) Für Amtshandlungen auf Grund dieses Geset- 
zes und der auf diesem Gesetz beruhenden Rechts- 
verordnungen erhebt das Deutsche Hydrographische 
Institut Kosten (Gebühren und Auslagen). Der Bun- 
desminister für Verkehr wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung die Gebühren für die ein- 
zelnen Amtshandlungen zu bestimmen und dabei 
feste Sätze oder Rahmensätze vorzusehen. Die Ge- 
bühren für jede Amtshandlung dürfen 20 000 Deut- 
sche Mark nicht übersteigen. 

(4) Dieses Gesetz berührt nicht: 

1. Das Atomgesetz vom 23. Dezember 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 814), zuletzt geändert durch 
das Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805); 

2. das Gesetz über das Internationale Übereinkom- 
men zur Verhütung der Verschmutzung der See 
durch öl, 1954, vom 21. März 1956 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 379), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Dritten Gesetzes zur Änderung des Wasser- 
haushaltsgesetzes vom 15. August 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 909) f 

3. das Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiet der Seeschiffahrt vom 24. Mai 1965 
(Bundesgesetzbl. II S. 833), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung von Kosten- 
ermächtigungen und zur Überleitung gebühren- 
rechtlicher Vorschriften vom 22. Juli 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 901); 

4. das Wasserhaushaltsgesetz vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1110), zuletzt geändert durch 
das Kostenermäditigungs-Änderungsgesetz vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805). 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 

a) von Schiffen, welche die Bundesflagge führen, 
oder von Luftfahrzeugen, die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland registriert sind oder von Schif- 
fen oder Luftfahrzeugen, die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes beladen worden sind oder 

b) unverändert 

in der Hohen See versenkt, dort dem Meer beige- 
mengt oder auf andere Weise beseitigt werden 
dürfen. 

(2) unverändert 


(3) Für Amtshandlungen auf Grund der auf die- 
sem Gesetz beruhenden Rechtsverordnungen er- 
hebt das Deutsche Hydrographische Institut Kosten 
(Gebühren und Auslagen). Der Bundesminister für 
Verkehr wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung die Gebühren für die einzelnen Amtshandlun- 
gen zu bestimmen und dabei feste Sätze oder Rah- 
mensätze vorzusehen. Die Gebühren für jede Amts- 
handlung dürfen 20 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen. 

(4) unverändert 


Artikel 2a 

(1) Wer einen in einer nach Artikel 2 erlassenen 
Rechtsverordnung bezeichneten Stoff verbotswidrig 
oder unter anderen als in der Rechtsverordnung 
bezeichneten Voraussetzungen in der Hohen See 
versenkt, dort dem Meerwasser beimengt oder auf 
andere Weise beseitigt und dadurch nicht nur vor- 
übergehend das Meerwasser schädlich verunreinigt 
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Entwurf 


Artikel 3 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einer Rechtsverordnung nach Artikel 2 
Abs. 1 zuwiderhandelt, soweit sie für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu 100 000 Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1). 


Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 34 Abs, 2 und das Fakultative Unter- 
zeichnungsprotokoll für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 


Beschlüsse des 3. Ausschusses 

oder sonst dessen physikalische, chemische oder 
biologische Beschaffenheit nachteiligt verändert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe bis zu drei Jahren. 


Artikel 3 
(1) unverändert 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu 100 000 (einhunderttausend) Deutsche 
Mark geahndet werden. 


Artikel 3a 

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht auf Un- 
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des 
Grundgesetzes) eingeschränkt. 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 
unverändert 
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